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G 3229253

Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-ROM, Stand 1. Januar 2009, ist erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: http://sgv.im.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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101
2022

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Lippische 

Landes-Brandversicherungsanstalt 
(Lippisches Landes-Brand-Änderungsgesetz – 

LLBÄndG)
Vom 24. März 2009

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Lippische 

Landes-Brandversicherungsanstalt 
(Lippisches Landes-Brand-Änderungsgesetz – 

LLBÄndG)

Artikel 1
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 

Lippische Landes-Brandversicherungsanstalt
(Lippische Landes-Brand-Änderungsgesetz – 

LLBÄndG)

Das Gesetz über die Lippische Landes-Brandversiche-
rungsanstalt vom 16. April 1924 (Lipp. GS S. 577), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. April 1994 (GV. 
NRW. S. 190), wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die am 11. Februar 1752 gegründete Lippische 
Landes-Brandversicherungsanstalt ist eine rechtsfä-
hige Anstalt des öffentlichen Rechts. Die geschäft-
liche Tätigkeit der Anstalt ist nach kaufmännischen 
Grundsätzen unter Berücksichtigung des Gemein-
wohls zu führen. Die Erzielung von Gewinn ist nicht 
Hauptzweck des Geschäftsbetriebs.“

2.   In § 4 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz ange-
fügt:

  „Jeder Gewährträger kann unter Übertragung seiner 
Rechte und Pfl ichten auf die verbleibenden oder einen 
neu hinzutretenden Gewährträger ausscheiden.“

3.   In § 4 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz ange-
fügt:

  „Die Gewährträger haften im Außenverhältnis als 
Gesamtschuldner, im Innenverhältnis entsprechend 
ihren Anteilen am Stammkapital.“

4.  Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt:

 „§ 4 a

  (1) Die Anstalt hat ein aus ihren Mitteln gebildetes 
Stammkapital in Höhe von 25 Mio. Euro, das aus dem 
Jahresüberschuss verzinst werden kann. Jeder Ge-
währträger hat einen Anteil am Stammkapital zu 
übernehmen. Die Stammkapitalanteile sind übertrag-
bar.

  (2) Veränderungen der Höhe des Stammkapitals kön-
nen durch die Satzung geregelt werden.

  (3) Im Falle einer Umwandlung gemäß § 6 Abs. 2 
Nr. 8 stehen die Aktien den Gewährträgern entspre-
chend ihren Anteilen zu.“

5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Die Mitglieder der Gewährträgerversammlung 
werden durch die Gewährträger nach Maßgabe 
der Satzung bestellt.“

 b)   Absatz 2 wird aufgehoben. Absatz 3 wird Absatz 2. 
Absatz 4 wird Absatz 3.

 c)  Absatz 2 (neu) Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach dem Wort „beschließt“ wird das Wort 
„insbesondere“ eingefügt.

  bb)   Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 
3 a eingefügt:

    „3 a. die Festsetzung, Erhöhung und Herabset-
zung des Stammkapitals,“.

  cc)  Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

    „4. den Wirtschaftsplan nach Beratung durch 
den Verwaltungsrat sowie die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Verwendung des 
Jahresüberschusses,“.

  dd)  Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

    „5. die Bestellung und Abberufung von Ver-
waltungsratsmitgliedern, soweit diese nicht 
durch § 7 Abs. 3 oder 4 bestimmt werden, ein-
schließlich des Vorsitzenden und des stellver-
tretenden Vorsitzenden,“.

  ee)  Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

    „6. die Entlastung des Verwaltungsrates und 
des Vorstandes,“.

  ff)  Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

    „8. die Aufl ösung der Anstalt oder eine Um-
wandlung in eine Aktiengesellschaft.“

 d)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

   Die Angabe „1 bis 3“ wird durch die Angabe „1, 3 
und 8“ ersetzt.

 e)   In Absatz 2 werden nach Satz 2 folgende Sätze 
angefügt:

   „Beschlüsse zu Anstellungsverträgen der Vor-
standsmitglieder kann auch ein nach Maßgabe der 
Satzung gebildeter Ausschuss fassen. Satzung und 
Satzungsänderungen werden von der Anstalt im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen veröffentlicht.“

6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden, 
sofern sie nicht gemäß Absatz 3 gewählt oder 
gemäß Absatz 4 entsandt werden, von der Gewähr-
trägerversammlung bestellt. Ein Drittel der Mit-
glieder des Verwaltungsrats sind Vertreter der 
Belegschaft.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Aufgabe des Verwaltungsrates ist insbeson-
dere die Überwachung der Geschäftsführung des 
Vorstandes. Der Verwaltungsrat kann aus seiner 
Mitte Ausschüsse bilden und diesen, soweit gesetz-
lich zulässig, einzelne Aufgaben übertragen.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „(4) Die Industrie- und Handelskammer Lippe zu 
Detmold,

   die Handwerkskammer Ostwestfalen-Lippe zu 
Bielefeld und

   die Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe ent-
senden je ein Mitglied in den Verwaltungsrat.“

7.  § 8 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Die Mitglieder des Vorstandes werden auf die Dauer 
von höchstens fünf Jahren bestellt.“

8.  § 10 wird wie folgt gefasst:

  „Im Falle der Aufl ösung der Anstalt fällt das nach 
Abzug der Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen 
der Anstalt im Verhältnis ihrer Anteile am Stammka-
pital an die Gewährträger.“

2022

Artikel 2
Änderung der Landschaftsverbandsordnung (LVerbO)

Die Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (LVerbO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 
(GV. NRW. S. 514), wird wie folgt geändert:

§ 5 Abs. 1 Buchstabe c wird wie folgt geändert:

1.   Die Nummer 2 wird gestrichen; die bisherigen Num-
mern 3 und 4 werden Nummern 2 und 3.
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2.  Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:

  „Die Landschaftsverbände können eine unmittelbare 
oder mittelbare Gewährträgerschaft über die Lippi-
sche Landesbrandversicherungsanstalt übernehmen 
oder sich unmittelbar oder mittelbar an einer Lippi-
schen Landes-Brandversicherungs-Aktiengesellschaft 
beteiligen. Dem Landschaftsverband Westfalen Lippe 
obliegt die Beteiligung an der Provinzial NordWest 
Holding AG, dem Landschaftsverband Rheinland 
obliegt die Gewährträgerschaft über die Provinzial 
Rheinland Holding. Die Landschaftsverbände können 
sich unmittelbar oder mittelbar an den Provinzial 
Versicherungs-Aktiengesellschaften beteiligen, auch 
wenn das jeweilige Geschäftsgebiet außerhalb des in 
§ 3 genannten Gebiets liegt.“

101

Artikel 3
Änderung des Gesetzes über die Vereinigung des 

Landes Lippe mit dem Land Nordrhein-Westfalen

Das Gesetz über die Vereinigung des Landes Lippe mit 
dem Land Nordrhein-Westfalen vom 5. November 1948 
(GV. NRW. 1949 S. 267) wird wie folgt geändert:

1.  In § 9 wird als neuer Satz 3 eingefügt:

  „Der Landesverband Lippe kann unter Übertragung 
seiner Rechte und Pfl ichten auf die verbleibenden 
oder einen neu hinzutretenden Gewährträger aus der 
Gewährträgerschaft über die Lippische Landesbrand-
versicherungsanstalt ausscheiden.“

2.  Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

Artikel 4
Übergangsvorschriften

Nach Inkrafttreten des Gesetzes bestimmen die Gewähr-
träger die Mitglieder einer neuen Gewährträgerver-
sammlung, die die aufgrund dieses Gesetzes notwen-
digen Satzungsänderungen beschließt. Bis zur 
Neu bestellung bleibt die bisherige Gewährträgerver-
sammlung im Amt. Die Amtszeit der Mitglieder des Ver-
waltungsrates gemäß § 7 Abs. 1 endet mit dem Inkraft-
treten der Satzungsänderungen gemäß Satz 1 und der 
Neubestellung durch die Gewährträgerversammlung. 
Die Amtszeit der derzeitigen Mitglieder des Verwal-
tungsrats gemäß § 7 Absätze 3 und 4 bleibt unberührt.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 18. März 2009

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g er s

Für den
Finanzminister

der
Minister für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2009 S. 254

1110

Berichtigung der Verordnung
zur Änderung wahlrechtlicher Vorschriften

vom 4. März 2009 (GV. NRW. S. 114)
Vom 1. April 2009

Die Bekanntmachung der Verordnung zur Änderung 
wahlrechtlicher Vorschriften vom 4. März 2009 (GV. 
NRW. S. 114) wird in Artikel 1 – 5. Verordnung zur Än-
derung der Landeswahlordnung – wie folgt berichtigt:

1.  In Nummer 14 wird angefügt:

 „d)  In Absatz 2 Satz 1 und in Absatz 3 wird vor dem 
Wort „Abdruck“ das Wort „Ein“ eingefügt.“

2.  Nummer 18 wird wie folgt geändert:

 a)  Buchstabe b wird gestrichen.

 b)  Buchstabe c wird Buchstabe b.

Düsseldorf, den 1. April 2009

Der Innenminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

S c h ü t t e

– GV. NRW. 2009 S. 255

221

Gesetz
zum Ausbau der Fachhochschulen 

in Nordrhein-Westfalen
(Fachhochschulausbaugesetz)

Vom 21. April 2009

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zum Ausbau der Fachhochschulen 

in Nordrhein-Westfalen
(Fachhochschulausbaugesetz)

Artikel 1
Gesetz 

zur Errichtung der Fachhochschule Hamm-Lippstadt, 
der Fachhochschule Rhein-Waal und der 
Fachhochschule Westliches Ruhrgebiet 

und zum Ausbau weiterer Fachhochschulen 
(Fachhochschulerrichtungsgesetz 2009)

Teil 1
Errichtung neuer Fachhochschulen

§ 1
Errichtung neuer Fachhochschulen

(1) Zum 1. Mai 2009 werden die folgenden Fachhoch-
schulen errichtet:

1.   die Fachhochschule Hamm-Lippstadt in Hamm und 
Lippstadt,

2.   die Fachhochschule Rhein-Waal in Kleve und Kamp-
Lintfort und

3.   die Fachhochschule Westliches Ruhrgebiet in Mül-
heim und Bottrop.

(2) Der Sitz im Sinne der Vorschriften über den Ge-
richtsstand ist für die Fachhochschule Hamm-Lippstadt 
Hamm, für die Fachhochschule Rhein-Waal Kleve und 
für die Fachhochschule Westliches Ruhrgebiet Mülheim.
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§ 2
Gründungsmaßnahmen

(1) Das Ministerium trifft die für den Aufbau der Fach-
hochschulen erforderlichen Maßnahmen. Es kann insbe-
sondere im Benehmen mit der jeweiligen Fachhochschule 
Fachbereiche oder Organisationseinheiten im Sinne des 
§ 26 Abs. 5 Hochschulgesetz errichten und Studiengänge 
einführen. Das Ministerium kann bis zum Inkrafttreten 
abweichender Verwaltungsvereinbarungen im Sinne des 
§ 77 Abs. 2 oder 3 Hochschulgesetz eine Regelung im 
Sinne des § 5 des Gesetzes über weitere dienstrechtliche 
und sonstige Regelungen im Hochschulbereich vom 31. 
Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474) treffen.

(2) Die Aufgaben und Befugnisse der Organe und sonsti-
ger Gremien werden unbeschadet der folgenden Absätze 
übergangsweise durch eine mit der Gründung beauf-
tragte Person als Gründungspräsidentin oder als Grün-
dungspräsidenten wahrgenommen, die vom Ministerium 
ernannt oder bestellt wird. Hinsichtlich der Wahrneh-
mung dieser Aufgaben und Befugnisse gilt § 13 Abs. 1 
und 3 Landesorganisationsgesetz. Für die mit der Grün-
dung beauftragte Person gelten § 17 Abs. 5, § 20 und § 33 
Abs. 3 Satz 1 Hochschulgesetz entsprechend.

(3) Bis zur Bildung des Hochschulrates nimmt das Minis-
terium dessen Aufgaben und Befugnisse wahr. Das Glei-
che gilt hinsichtlich der Aufgaben und Befugnisse des 
vorsitzenden Mitglieds des Hochschulrates. Das Ministe-
rium benennt die eine Hälfte der Vertretungen des bishe-
rigen Hochschulrates in dem ersten Auswahlgremium im 
Sinne des § 21 Abs. 4 Hochschulgesetz und der Senat die 
andere Hälfte dieser Vertretungen.

(4) Für die Fachbereiche bestellt die mit der Gründung 
beauftragte Person im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium Gründungsdekaninnen oder Gründungsdekane, die 
übergangsweise auch die Aufgaben des jeweiligen Fach-
bereichsrates wahrnehmen. Das Gleiche gilt für Orga-
nisationseinheiten im Sinne des § 26 Abs. 5 Hochschul-
gesetz.

(5) Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident für den 
Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung wird 
von dem Ministerium ernannt. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend.

Teil 2
Ausbau bestehender Fachhochschulen

§ 3
Ausbau bestehender Fachhochschulen

(1) Zum 1. Mai 2009 werden die folgenden Standorte er-
richtet:

1.   der Standort Velbert/Heiligenhaus der Fachhoch-
schule Bochum,

2.  der Standort Leverkusen der Fachhochschule Köln.

(2) Die Fachhochschule Aachen, die Fachhochschule 
Gelsenkirchen, die Fachhochschule Münster, die Fach-
hochschule Ostwestfalen-Lippe und die Fachhochschule 
Südwestfalen können im Einvernehmen mit dem Minis-
terium Studienorte errichten und errichtete Studienorte 
aufheben.

§ 4
Ausbaumaßnahmen

(1) Die jeweilige Fachhochschule trifft die für ihren 
Ausbau erforderlichen Maßnahmen einschließlich der 
Bestellung der mit der Gründung des Standorts oder des 
Studienorts beauftragten Person. Das Nähere hierzu 
regeln die Hochschule und das Ministerium in Vereinba-
rungen, für die § 6 Abs. 3 Hochschulgesetz entsprechend 
gilt.

(2) Soweit am Standort Fachbereiche errichtet werden, 
bestellt die Hochschule Gründungsdekaninnen oder 
Gründungsdekane, die übergangsweise auch die Aufga-
ben des jeweiligen Fachbereichsrates wahrnehmen. 
Satz 1 gilt für standortliche oder studienortliche Organi-
sationseinheiten im Sinne des § 26 Abs. 5 Hochschul-
gesetz entsprechend.

Teil 3
Schlussvorschriften

§ 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 
außer Kraft.

(2) Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das Minis-
terium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie.

Artikel 2
Änderung des Gesetzes über die Hochschulen des 

 Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG)

Das Gesetz über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 31. Oktober 2006 
(GV. NRW. S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 10. November 2008 (GV. NRW. S. 710), 
wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Folgende Hochschulen sind im Sinne dieses 
Gesetzes Fachhochschulen:

   1.  die Fachhochschule Aachen,

   2.  die Fachhochschule Bielefeld,

   3.  die Fachhochschule Bochum,

   4.   die Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg in Sankt 
Augustin,

   5.  die Fachhochschule Dortmund,

   6.  die Fachhochschule Düsseldorf,

   7.  die Fachhochschule Gelsenkirchen,

   8.   die Fachhochschule Hamm-Lippstadt in Hamm 
und Lippstadt,

   9.  die Fachhochschule Südwestfalen in Iserlohn,

  10.  die Fachhochschule Rhein-Waal in Kleve,

  11.  die Fachhochschule Köln,

  12.   die Fachhochschule Ostwestfalen-Lippe in 
Lemgo,

  13.   die Fachhochschule Westliches Ruhrgebiet in 
Mülheim,

  14.  die Fachhochschule Münster und

  15.   die Fachhochschule Niederrhein in Krefeld 
und Mönchengladbach.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Es bestehen Standorte der Fachhochschule 
Aachen in Jülich, der Fachhochschule Bielefeld in 
Minden, der Fachhochschule Bochum in Velbert/
Heiligenhaus, der Fachhochschule Bonn-Rhein-
Sieg in Rheinbach und in Hennef, der Fachhoch-
schule Gelsenkirchen in Bocholt und in Reckling-
hausen, der Fachhochschule Südwestfalen in 
Hagen, in Meschede und in Soest, der Fachhoch-
schule Rhein-Waal in Kamp-Lintfort, der Fach-
hochschule Köln in Gummersbach und in Lever-
kusen, der Fachhochschule Ostwestfalen-Lippe in 
Detmold und in Höxter, der Fachhochschule West-
liches Ruhrgebiet in Bottrop sowie der Fachhoch-
schule Münster in Steinfurt. Die Grundordnungen 
dieser Hochschulen können bestimmen, dass auch 
am Sitz der Hochschule nach Absatz 2 ein Stand-
ort besteht. Die Hochschulen können im Einver-
nehmen mit dem Ministerium Studienorte errich-
ten und aufheben. Die Grundordnung kann 
bestimmen, dass in den Standorten oder in den 
Studienorten aus den Professorinnen und Profes-
soren des Standorts oder des Studienorts für eine 
Zeit von vier Jahren eine Sprecherin oder ein 
Sprecher dieses Standorts oder des Studienorts 
gewählt wird. Der Sitz im Sinne der Vorschriften 
über den Gerichtsstand ist für die Fachhochschule 
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Hamm-Lippstadt Hamm, für die Fachhochschule 
Niederrhein Krefeld und für die Universität Duis-
burg-Essen Essen.“

2.  § 2 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

  „(5) Die Hochschulen können sich in ihrer Grundord-
nung eigene Namen geben und Wappen und Siegel 
führen. Soweit die Gefahr einer Verwechslung mit 
der Bezeichnung einer Universität nicht gegeben ist, 
können die Fachhochschulen zudem eine Bezeich-
nung führen, die anstelle des Begriffs „Fachhoch-
schule“ den Begriff „Hochschule“ enthält und dieser 
oder ihrer gesetzlichen Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 
Satz 2 die Bezeichnung „Hochschule für angewandte 
Wissenschaften“ oder dieser Bezeichnung den Namen 
ihres Sitzes hinzufügen; zudem können sie im inter-
nationalen Verkehr diese Bezeichnungen in einer 
fremdsprachigen Übersetzung führen. Hochschulen 
ohne eigene Wappen und Siegel führen das Landes-
wappen und das kleine Landessiegel.“

3.  § 38 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

 a)   Nach Satz 5 wird der folgende neue Satz 6 einge-
fügt:

   „Von einer Ausschreibung kann in Ausnahmefäl-
len auch abgesehen werden, wenn für die Beset-
zung der Professur eine in besonderer Weise qua-
lifi zierte Persönlichkeit zur Verfügung steht, deren 
Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der 
Qualität und Profi lbildung im besonderen Inter-
esse der Hochschule liegt.“

 b)   Die bisherigen Sätze 6 und 7 werden zu neuen 
Sätzen 7 und 8.

 c)  Der neue Satz 7 wird wie folgt gefasst:

   „Die Entscheidung über den Verzicht auf die Aus-
schreibung nach Satz 3, 4 und 6 trifft das Präsi-
dium auf Vorschlag des Fachbereichs und nach 
Anhörung der Gleichstellungsbeauftragten; im 
Falle des Satzes 6 bedarf die Entscheidung zusätz-
lich des Einvernehmens des Hochschulrats.“

4.  § 74 Abs. 1 Satz 5 wird gestrichen.

Artikel 3
Änderung des Gesetzes über weitere dienstrechtliche 

und sonstige Regelungen im Hochschulbereich

§ 4 des Gesetzes über weitere dienstrechtliche und sons-
tige Regelungen im Hochschulbereich vom 31. Oktober 
2006 (Artikel 7 des Hochschulfreiheitsgesetzes) (GV. 
NRW. S. 474) wird wie folgt geändert:

1.   In Absatz 1 Nr. 2 werden nach der Angabe „§ 107 b 
Beamtenversorgungsgesetz“ die Wörter „oder nach 
den diese Vorschrift ersetzenden Regelungen“ einge-
fügt.

2.  Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Veränderungen werden insoweit berücksichtigt, als 
sie auch ohne Überführung der Besoldungs-, Versor-
gungs- und Beihilfelast auf die Hochschulen für das 
Land entstanden wären; dies gilt auch für neu errich-
tete Hochschulen.“

Artikel 4
Änderung der Hochschul-Leistungsbezügeverordnung

Die Verordnung über die Gewährung und Bemessung 
von Leistungsbezügen sowie über die Gewährung von 
Forschungs- und Lehrzulagen für Hochschulbedienstete 
(Hochschul-Leistungsbezügeverordnung – HLeistBVO) 
vom 17. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 790), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Hochschulmedizingesetzes vom 
20. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 744), wird wie folgt 
geändert:

1.  § 2 wird gestrichen

2.  Die bisherigen §§ 3 bis 7 werden zu neuen §§ 2 bis 6.

3.  Der neue § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

  In Satz 1 Buchstabe d werden die Wörter „Fachhoch-
schule Lippe und Höxter“ durch die Wörter „Fach-
hochschule Ostwestfalen-Lippe“ ersetzt und nach den 

Wörtern „der Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg“ die 
folgenden Wörter eingefügt:

 „der Fachhochschule Hamm-Lippstadt

 der Fachhochschule Rhein-Waal

 der Fachhochschule Westliches Ruhrgebiet“.

 b)   In Satz 2 Buchstabe d werden die Wörter „Fach-
hochschule Lippe und Höxter“ durch die Wörter 
„Fachhochschule Ostwestfalen-Lippe“ ersetzt und 
nach den Wörtern „der Fachhochschule Bonn-
Rhein-Sieg“ die folgenden Wörter eingefügt:

  „der Fachhochschule Hamm-Lippstadt

  der Fachhochschule Rhein-Waal

  der Fachhochschule Westliches Ruhrgebiet“.

4.  Die bisherigen §§ 8 bis 10 werden zu neuen §§ 7 bis 9.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 2. April 2009

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister 
für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister 

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2009 S. 255
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Bekanntmachung
der Satzung „Genehmigungsverfahren 

des WDR für neue oder veränderte Telemedien 
und für ausschließlich im Internet verbreitete 

 Hörfunkprogramme“
Vom 25. März 2009

Der Rundfunkrat hat am 25. März 2009 gemäß § 16 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über den „Westdeut-
schen Rundfunk Köln“ – WDR-Gesetz – in der Fassung 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 25. April 1998 
(GV. NRW. S. 265), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. November 2004 (GV. NRW. S. 770), die folgende Sat-
zung beschlossen.

Die Satzung wird gemäß § 25 Abs. 4 WDR-Gesetz 
bekannt gemacht.

 
Köln, den 3. April 2009

 
Monika  P i e l

Intendantin
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Bekanntmachung
der Satzung

„Genehmigungsverfahren des WDR für neue oder
veränderte Telemedien und für ausschließlich im 

Internet verbreitete Hörfunkprogramme“

Vom 25. März 2009

Der Rundfunkrat hat am 25. März 2009 gemäß § 16 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über den „Westdeut-
schen Rundfunk Köln“ – WDR-Gesetz – in der Fassung 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 25. April 1998 
(GV. NRW. S. 265), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. November 2004 (GV. NRW. S. 770), die folgende Sat-
zung beschlossen:

Artikel 1
I.

 Vorprüfung

(1) Bei einem geplanten Vorhaben im Bereich der Tele-
medien prüft die Intendantin oder der Intendant anhand 
von folgenden Kriterien, ob es sich um ein neues oder 
verändertes Angebot von Telemedien handelt, das das 
nachfolgende Genehmigungsverfahren durchlaufen 
muss.

(2) Ausgangspunkt für die Beurteilung, ob ein neues 
oder verändertes Angebot vorliegt, ist das jeweilige ak-
tuelle Konzept des WDR über bereits bestehende Tele-
medienangebote. Maßgeblich sind die nachfolgend auf-
geführten Positiv- bzw. Negativkriterien. Entscheidend 
ist eine Abwägung in der Gesamtschau aller in Frage 
kommenden Kriterien unter Berücksichtigung des ur-
sprünglichen Angebotskonzepts. Die Änderung muss 
sich danach auf die Positionierung eines Angebots im 
publizistischen Wettbewerb beziehen. Zu berücksichti-
gen ist auch, inwieweit aus Nutzersicht bereits vergleich-
bare Angebote des WDR bestehen.

a)  Folgende Kriterien sprechen für das Vorliegen eines 
neuen oder veränderten Angebots (Positivkriterien):

 1.   Grundlegende Änderung der thematisch-inhaltli-
chen Ausrichtung des Gesamtangebots, d. h. z. B. 
das Thema des Gesamtangebots wird ausgewech-
selt (z. B. der Wechsel von einem Unterhaltungsan-
gebot zu einem allgemeinen Wissensangebot);

 2.   Substantielle Änderung der Angebotsmischung, 
d. h. z. B. ein Wechsel von einem unterhaltungsori-
entierten zu einem informationsorientierten Ange-
bot;

 3.   Veränderung der angestrebten Zielgruppe, z. B. im 
Hinblick auf einen signifi kanten Wechsel in der 
Altersstruktur (z. B. der Wechsel von einem Kin-
derprogramm zu einem Seniorenprogramm);

 4.   Wesentliche Steigerung des Aufwands für die 
Erstellung eines Angebots, wenn diese im Zusam-
menhang mit inhaltlichen Änderungen des 
Gesamtangebots steht.

b)   Ein neues oder verändertes Angebot liegt insbeson-
dere unter folgenden Voraussetzungen nicht vor 
(Negativkriterien):

 1.   Veränderung oder Neueinführung einzelner Ele-
mente, Weiterentwicklung einzelner Formate ohne 
Auswirkung auf die Grundausrichtung des Ange-
bots;

 2.   Veränderung des Designs ohne direkte Auswir-
kungen auf die Inhalte des betroffenen Angebots;

 3.   Verbreitung bereits bestehender Telemedien auf 
neuen technischen Verbreitungsplattformen (Tech-
nikneutralität);

 4.   Weiterentwicklung im Zuge der technischen Ent-
wicklung auf bereits bestehenden Plattformen;

 5.   Weiterentwicklung oder Änderung aufgrund ge-
setzlicher Verpfl ichtungen (z. B. Barrierefreiheit);

 6.   Änderung im Bereich der sendungsbezogenen 
Telemedienangebote, die auf einer Änderung des 
begleiteten Fernsehprogramms beruhen, sofern es 
sich nicht um eine grundlegende Änderung han-
delt;

 7.   Vorliegen einer zeitlichen Beschränkung (z. B. 
gesetzliche Verweildauer von sieben Tagen bzw. 
24 Stunden gemäß § 11 d Abs. 2 Nr. 1 und 2 RStV);

 8.   Vorliegen eines Testbetriebs (d. h. das Angebot 
dauert maximal zwölf Monate, ist bezüglich des 
Nutzerkreises und der räumlichen Ausweitung 
begrenzt und wird mit dem Ziel durchgeführt, 
hierdurch Erkenntnisse zu neuen Technologien, 
innovativen Diensten oder Nutzerverhalten zu 
erhalten).

(3) Nach Abschluss der Vorprüfung unterrichtet die 
Intendantin oder der Intendant den Rundfunkrat über 
das Ergebnis. Wenn die Vorprüfung ergibt, dass es sich 
um kein neues oder verändertes Angebot handelt, ist eine 
Umsetzung ohne Genehmigungsverfahren möglich. 
Sofern der Rundfunkrat der Auffassung ist, dass es sich 
bei dem Angebot um ein nach Abschnitt II genehmi-
gungspfl ichtiges Angebot handelt, kann er von der Inten-
dantin oder von dem Intendanten die Einleitung eines 
Genehmigungsverfahrens verlangen.

II. 
Genehmigungsverfahren

(1) Die Intendantin oder der Intendant erstellt eine 
Angebotsbeschreibung über das neue oder veränderte 
Angebot, die sie/er dem Rundfunkrat zuleitet. Diese ent-
hält mindestens folgende Bestandteile:

a)   Beschreibung des neuen oder veränderten Angebots. 
Es sollen dabei insbesondere die intendierte Ziel-
gruppe, Inhalt, Ausrichtung und Verweildauer der 
geplanten Angebote näher beschrieben werden.

b)   Aussagen zum sogenannten Drei-Stufen-Test: Es ist 
darzulegen,

 1.   inwieweit das geplante Angebot den demokrati-
schen, sozialen und kulturellen Bedürfnissen der 
Gesellschaft entspricht und damit zum öffentli-
chen Auftrag gehört,

 2.   in welchem Umfang das Angebot in qualitativer 
Hinsicht zum publizistischen Wettbewerb bei-
trägt. Dabei sind Umfang und Qualität der vor-
handenen, frei zugänglichen Angebote, marktrele-
vante Auswirkungen sowie die meinungsbildende 
Funktion des geplanten Angebots angesichts 
bereits vorhandener vergleichbarer Angebote auch 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu berück-
sichtigen. Darzulegen ist auch der voraussichtliche 
Zeitraum, innerhalb dessen das Angebot stattfi n-
den soll,

 3.   welcher fi nanzielle Aufwand für das Angebot 
erforderlich ist.

(2) Für jedes Vorhaben erstellt der Rundfunkrat in 
Abstimmung mit der Intendantin oder dem Intendanten 
einen Ablaufplan (bei federführender Zuständigkeit für 
ein Gemeinschaftsangebot auch in Abstimmung mit der 
Gremienvorsitzendenkonferenz der ARD). Der Rund-
funkrat beschließt über die Einleitung des Genehmi-
gungsverfahrens, veröffentlicht die Angebotsbeschrei-
bung für einen Zeitraum von mindestens sechs Wochen 
im Internet auf der Unternehmensseite des WDR ([www.
wdr.de]) und fordert Dritte zur Stellungnahme auf. Er 
weist ergänzend mit einer Pressemitteilung auf diese 
Möglichkeit hin.

(3) Der Rundfunkrat setzt eine angemessene Frist fest, 
innerhalb der nach Veröffentlichung des Vorhabens für 
Dritte die Gelegenheit zur Stellungnahme besteht. Die 
Frist muss mindestens sechs Wochen betragen. Die Stel-
lungnahme muss an die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den des Rundfunkrats gerichtet sein und schriftlich per 
Post oder per e-Mail übermittelt werden. Dritte haben 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, welche sich nicht 
auf das dem Verfahren zugrunde liegende Angebot bezie-
hen, in ihrer Stellungnahme als solche zu kennzeichnen; 
Geschäftsgeheimnisse, die sich auf das dem Verfahren 
zugrunde liegende Angebot beziehen, sind gesondert zu 
kennzeichnen. Mitglieder aller im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens befassten Gremien haben schriftliche 
Vertraulichkeitserklärungen abzugeben, in denen sie 
sich zur unbedingten Vertraulichkeit und Verschwiegen-
heit bezüglich dieser Geschäftsgeheimnisse Dritter ver-
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pfl ichten. Subjektiv-öffentliche Rechte Dritter begründet 
das Verfahren nicht.

(4) Die Intendantin oder der Intendant erstellt auf der 
Grundlage der Angebotsbeschreibung eine Vorlage an 
den Rundfunkrat zur Genehmigung. Der Rundfunkrat 
stellt die rechtzeitige Befassung seiner Ausschüsse im 
Rahmen ihrer Aufgaben gemäß § 17 Abs. 4 Satz 1 WDR-
Gesetz und, soweit nach dem WDR-Gesetz erforderlich, 
des Verwaltungsrats sicher. Er übermittelt die Angebots-
beschreibung der Intendantin oder des Intendanten und 
ermöglicht die Kenntnisnahme von Stellungnahmen und 
sonstigen Informationen.

(5) Der Rundfunkrat kann zur Entscheidungsbildung 
gutachterliche Beratung durch externe sachverständige 
Dritte auf Kosten des WDR in Auftrag geben. Zu den 
marktlichen Auswirkungen eines Angebots hat der 
Rundfunkrat gutachterliche Beratung hinzuzuziehen. Er 
gibt den Namen des Gutachters im Internetangebot auf 
der Unternehmensseite des WDR ([www.wdr.de]) be-
kannt. Der Gutachter kann weitere Auskünfte und Stel-
lungnahmen einholen. Dem Gutachter sind die Stellung-
nahmen Dritter vom Rundfunkrat zu übermitteln; ihm 
können Stellungnahmen auch unmittelbar übersandt 
werden. Der Gutachter soll dem Rundfunkrat das Gut-
achten innerhalb von zwei Monaten nach Beauftragung 
vorlegen. Im Rahmen des Gutachtens sind auch die Stel-
lungnahmen Dritter zu berücksichtigen.

(6) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Rund-
funkrats leitet die Stellungnahmen Dritter sowie Gut-
achten an die Intendantin oder den Intendanten unver-
züglich nach Eingang zur Kommentierung weiter. Die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende des Rundfunkrats stellt 
alle für die Befassung erforderlichen Unterlagen unver-
züglich zentral zugänglich allen am Verfahren beteilig-
ten Gremien zur Verfügung. Bei ARD-Gemeinschaftsan-
geboten und bei kooperierten Angeboten mehrerer 
Landesrundfunkanstalten erstellt der federführend 
zuständige Rundfunkrat zeitnah eine Beratungsgrund-
lage für die Befassung der übrigen Gremien. Die nicht 
federführenden Anstalten nehmen auf der Basis der 
Erhebungen der federführenden Anstalt eine eigene 
Bewertung vor. Absatz 3 Satz 5 bleibt unberührt. 

(7) Der Rundfunkrat befasst sich vor seiner Entschei-
dung über das neue oder veränderte Angebot mit den 
form- und fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen 
Dritter, mit den von ihm in Auftrag gegebenen Gutachten 
von externen Sachverständigen sowie den Berichten aus 
den Ausschüssen, mit einer Kommentierung der Inten-
dantin oder des Intendanten. Abänderungen des geplan-
ten Angebots, die die Intendantin oder der Intendant auf-
grund der Stellungnahmen Dritter, aufgrund von 
Gutachtenergebnissen oder aufgrund der eigenen Kom-
mentierung vornimmt, sind schriftlich zu dokumentieren.

(8) Soweit es zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen 
erforderlich ist, hat der Rundfunkrat die Öffentlichkeit 
bei Sitzungen gemäß § 18 Abs. 2 Satz 2 WDR-Gesetz 
auszuschließen. Die über die Geschäftsgeheimnisse Drit-
ter informierten Gremienmitglieder sind auf ihre Ver-
schwiegenheitsverpfl ichtung hinzuweisen.

(9) Die Entscheidung über die Aufnahme eines neuen 
oder veränderten Angebots trifft der Rundfunkrat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mit-
glieder, mindestens der Mehrheit der gesetzlichen Mit-
glieder. Die Entscheidung ist zu begründen. Die Ent-
scheidungsgründe im Falle einer Genehmigung müssen 
unter Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnah-
men Dritter, der eingeholten Gutachten und einer Kom-
mentierung der Intendantin oder des Intendanten darle-
gen, ob das neue oder veränderte Angebot dem 
Angebotskonzept entspricht und die Voraussetzungen 
des öffentlich-rechtlichen Auftrags erfüllt. Der WDR 
gibt das Ergebnis der Prüfung einschließlich der einge-
holten Gutachten unter Wahrung von Geschäftsgeheim-
nissen auf der Unternehmensseite des WDR [www.wdr.
de] bekannt.

(10) Das Verfahren zur Genehmigung des neuen oder 
veränderten Angebots soll – beginnend mit der Zuleitung 
der ausgearbeiteten Vorlage an den Rundfunkrat gemäß 
Abs. 4 – innerhalb von sechs Monaten abgeschlossen 
sein.

(11) Zur Sicherung und Stärkung ihrer Unabhängigkeit 
sind die zuständigen Gremien des WDR für die Durch-
führung des Genehmigungsverfahrens mit den erforder-
lichen fi nanziellen und personellen Ressourcen auszu-
statten. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Rundfunkrats übt das fachliche Weisungsrecht gegen-
über den für den Rundfunkrat tätigen Personen aus. 
Zudem ist im Rahmen der jährlichen Etatplanung und 
-zuweisung sicherzustellen, dass der Rundfunkrat über 
angemessene eigene, getrennt ausgewiesene Haushalts-
mittel zur Deckung der Personal- und Sachkosten für 
die Durchführung von Genehmigungsverfahren verfügt. 
Für Beauftragungen und sonstige rechtsgeschäftliche 
Erklärungen, die für die Durchführung von Genehmi-
gungsverfahren erforderlich sind, wird die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende des Rundfunkrats zur Zeichnung 
bevollmächtigt. Die Aufgaben des Verwaltungsrats, ins-
besondere gemäß § 21 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 5, Abs. 3 
Nr. 9 und Abs. 4 WDR-Gesetz, bleiben unberührt.

III. 
Verfahren für ausschließlich im Internet verbreitete 

Hörfunkprogramme gemäß § 11 c RStV

Abschnitte I und II fi nden auf ausschließlich im Internet 
verbreitete Hörfunkprogramme entsprechende Anwen-
dung.

IV. 
Nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens

(1) Nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens hat die 
Intendantin oder der Intendant – vor der Veröffentli-
chung des genehmigten Angebots im Internetangebot auf 
der Unternehmensseite des WDR ([www.wdr.de]) – der 
für die Rechtsaufsicht über den WDR zuständigen 
Behörde alle für die rechtsaufsichtliche Prüfung notwen-
digen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zu übermit-
teln.

(2) Nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens und 
nach Prüfung durch die für die Rechtsaufsicht zustän-
dige Behörde ist die Beschreibung des neuen oder verän-
derten Angebots im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW 
zu veröffentlichen.

V. 
Geltung für die Prüfung der bestehenden Telemedien ge-

mäß Art. 7 Abs. 1 Satz 3 und 4 des 12. RStV

Abschnitte II und IV fi nden auf das Verfahren der Prü-
fung der bestehenden Telemedien gemäß Art. 7 Abs. 1 
Satz 3 und 4 des 12. Rundfunkänderungsstaatsvertrages 
mit Ausnahme des Beschlusses nach Abschnitt II Abs. 2 
Satz 2 entsprechende Anwendung.

Artikel 2
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Die Satzung wird gemäß § 25 Abs. 4 WDR-Gesetz 
bekannt gemacht.

 
Köln, den 3. April 2009

 
Monika  P i e l

Intendantin

 

– GV. NRW. 2009 S. 257



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 11 vom 28. April 2009260

2251

Bekanntmachung
der Satzung „ARD-Genehmigungsverfahren 

für neue oder veränderte
Gemeinschaftsangebote von Telemedien

vom 25. November 2008“
Vom 25. März 2009

Der Rundfunkrat hat am 25. März 2009 gemäß § 16 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über den „Westdeut-
schen Rundfunk Köln“ – WDR-Gesetz – in der Fassung 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 25. April 1998 
(GV. NRW. S. 265), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. November 2004 (GV. NRW. S. 770), die folgende Sat-
zung beschlossen.

Die Satzung wird gemäß § 25 Abs. 4 WDR-Gesetz 
bekannt gemacht.

Köln, den 3. April 2009

Monika  P i e l

Intendantin

Bekanntmachung
der Satzung „ARD-Genehmigungsverfahren 

für neue oder veränderte Gemeinschaftsangebote 
von Telemedien vom 25. November 2008“

Vom 25. März 2009

Der Rundfunkrat hat am 25. März 2009 gemäß § 16 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über den „Westdeut-
schen Rundfunk Köln“ – WDR-Gesetz – in der Fassung 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 25. April 1998 
(GV. NRW. S. 265), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. November 2004 (GV. NRW. S. 770), die folgende Sat-
zung beschlossen:

Artikel 1

I.
Vorprüfung

(1) Bei einem geplanten Vorhaben der in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten prüft 
die durch die Intendantinnen und Intendanten beauf-
tragte federführende Landesrundfunkanstalt in jedem 
Einzelfall anhand von folgenden Kriterien, ob es sich um 
ein neues oder verändertes Gemeinschaftsangebot von 
Telemedien handelt, das das nachfolgende Genehmi-
gungsverfahren durchlaufen muss. Über das Ergebnis 
der Prüfung ist der Rundfunkrat der federführenden 
Landesrundfunkanstalt zu unterrichten.

(2) Ausgangspunkt für die Beurteilung, ob ein neues 
oder verändertes Angebot vorliegt, sind die jeweiligen 
Konzepte der bereits bestehenden Telemedienangebote. 
Maßgeblich sind die nachfolgend aufgeführten Positiv- 
bzw. Negativkriterien. Entscheidend ist eine Abwägung 
in der Gesamtschau aller in Frage kommenden Kriterien 
unter Berücksichtigung der ursprünglichen Angebots-
konzepte. Die Änderung muss sich danach auf die Posi-
tionierung eines Angebots im publizistischen Wettbe-
werb beziehen. Zu berücksichtigen ist auch, inwieweit 
aus Nutzersicht bereits vergleichbare Angebote der Lan-
desrundfunkanstalten bestehen.

a)   Folgende Kriterien sprechen für das Vorliegen eines 
neuen oder veränderten Angebots (Positivkriterien):

 1.   Grundlegende Änderung der thematisch-inhal-
tlichen Ausrichtung des Gesamtangebots, d. h. z. B. 
das Thema des Gesamtangebots wird ausgewech-
selt (z. B. der Wechsel von einem Unterhaltungsan-
gebot zu einem allgemeinen Wissensangebot);

 2.   Substantielle Änderung der Angebotsmischung, 
d. h. z. B. ein Wechsel von einem unterhaltungsori-
entierten zu einem informationsorientierten Ange-
bot;

 3.   Veränderung der angestrebten Zielgruppe, z. B. im 
Hinblick auf einen signifi kanten Wechsel in der 

Altersstruktur (z. B. der Wechsel von einem Kin-
derprogramm zu einem Seniorenprogramm);

 4.   Wesentliche Steigerung des Aufwands für die 
Erstellung eines Angebots, wenn diese im Zusam-
menhang mit inhaltlichen Änderungen des 
Gesamtangebots steht.

b)   Ein neues oder verändertes Angebot liegt insbeson-
dere unter folgenden Voraussetzungen nicht vor 
(Negativkriterien):

 1.   Veränderung oder Neueinführung einzelner Ele-
mente, Weiterentwicklung einzelner Formate ohne 
Auswirkung auf die Grundausrichtung des Ange-
bots;

 2.   Veränderung des Designs ohne direkte Auswir-
kungen auf die Inhalte des betroffenen Angebots;

 3.   Verbreitung bereits bestehender Telemedien auf 
neuen technischen Verbreitungsplattformen (Tech-
nikneutralität);

 4.   Weiterentwicklung im Zuge der technischen Ent-
wicklung auf bereits bestehenden Plattformen;

 5.   Weiterentwicklung oder Änderung aufgrund 
gesetzlicher Verpfl ichtungen (z. B. Barrierefrei-
heit);

 6.   Änderung im Bereich der sendungsbezogenen 
Telemedienangebote, die auf einer Änderung des 
begleiteten Fernsehprogramms beruhen, sofern es 
sich nicht um eine grundlegende Änderung han-
delt;

 7.   Vorliegen einer zeitlichen Beschränkung (z. B. 
gesetzliche Verweildauer von sieben Tagen bzw. 
24 Stunden gemäß § 11 d Abs. 2 Nr. 1 und 2 RStV);

 8.   Vorliegen eines Testbetriebs (d. h. das Angebot 
dauert maximal zwölf Monate, ist bezüglich des 
Nutzerkreises und der räumlichen Ausweitung 
begrenzt und wird mit dem Ziel durchgeführt, 
hierdurch Erkenntnisse zu neuen Technologien, 
innovativen Diensten oder Nutzerverhalten zu 
erhalten).

(3) Nach Abschluss der Vorprüfung legt die/der Inten-
dantin/Intendant der für das neue oder veränderte An-
gebot federführenden Landesrundfunkanstalt eine Be-
schreibung der wesentlichen Inhalte des geplanten 
Angebots den Intendantinnen und Intendanten zur Bera-
tung und zustimmenden Kenntnisnahme vor. Über das 
Ergebnis der Entscheidung der Intendantinnen und In-
tendanten ist die GVK zu unterrichten. Wenn die Vor-
prüfung ergibt, dass es sich um kein neues oder verän-
dertes Angebot handelt, ist eine Umsetzung ohne 
Genehmigungsverfahren möglich. Sofern der Rund-
funkrat der für das Angebot federführenden Landes-
rundfunkanstalt der Auffassung ist, dass es sich bei dem 
Angebot um ein nach Ziffer II genehmigungspfl ichtiges 
Angebot handelt, kann er von der Intendantin/von dem 
Intendanten der für das Angebot federführenden Rund-
funkanstalt die Einleitung eines Genehmigungsverfahren 
verlangen.

II.
Genehmigungsverfahren

(1) Die/Der Intendantin/Intendant der federführenden 
Landesrundfunkanstalt erstellt eine Angebotsbeschrei-
bung über das neue oder veränderte Angebot, die er/sie 
dem zuständigen Gremium der federführenden Landes-
rundfunkanstalt zuleitet. Diese enthält mindestens fol-
gende Bestandteile:

a)   Beschreibung des neuen oder veränderten Angebots. 
Es sollen dabei insbesondere die intendierte Ziel-
gruppe, Inhalt, Ausrichtung und Verweildauer der 
geplanten Angebote näher beschrieben werden.

b)   Aussagen zum so genannten Drei-Stufen-Test: Es ist 
darzulegen,

 1.   inwieweit das geplante Angebot den demokrati-
schen, sozialen und kulturellen Bedürfnissen der 
Gesellschaft entspricht und damit zum öffentli-
chen Auftrag gehört,



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 11 vom 28. April 2009 261

 2.   in welchem Umfang das Angebot in qualitativer 
Hinsicht zum publizistischen Wettbewerb beiträgt. 
Dabei sind Umfang und Qualität der vorhandenen, 
frei zugänglichen Angebote, marktrelevante Aus-
wirkungen sowie die meinungsbildende Funktion 
des geplanten Angebots angesichts bereits vorhan-
dener vergleichbarer Angebote auch des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks zu berücksichtigen. Darzu-
legen ist auch der voraussichtliche Zeitraum, 
innerhalb dessen das Angebot stattfi nden soll.

 3.   welcher fi nanzielle Aufwand für das Angebot 
erforderlich ist.

Für jedes Projekt ist in Abstimmung mit der GVK ein 
Ablaufplan zu erstellen.

(2) Der Rundfunkrat der federführenden Landesrund-
funkanstalt veröffentlicht die Angebotsbeschreibung für 
einen Zeitraum von sechs Wochen im Internet auf der 
Unternehmensseite der Landesrundfunkanstalt und for-
dert Dritte zur Stellungnahme auf. Er weist ergänzend 
mit einer Pressemitteilung auf diese Möglichkeit hin.

(3) Der Rundfunkrat der federführenden Landesrund-
funkanstalt setzt eine angemessene Frist fest, innerhalb 
der nach Veröffentlichung des Vorhabens für Dritte die 
Gelegenheit zur Stellungnahme besteht. Die Frist muss 
mindestens sechs Wochen betragen. Die Stellungnahme 
muss an die/den Vorsitzende/n des Rundfunkrats der 
federführenden Anstalt gerichtet sein und soll per e-Mail 
oder schriftlich per Post übermittelt werden. Dritte 
haben Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, welche sich 
nicht auf das dem Verfahren zugrunde liegende Angebot 
beziehen, in ihrer Stellungnahme als solche zu kenn-
zeichnen. Die Mitglieder aller im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens befassten Gremien haben schriftliche 
Vertraulichkeitserklärungen abzugeben, in denen sie 
sich zur unbedingten Vertraulichkeit und Verschwiegen-
heit bezüglich dieser Geschäftsgeheimnisse Dritter ver-
pfl ichten. Subjektiv-öffentliche Rechte Dritter begründet 
das Verfahren nicht.

(4) Zeitgleich mit der Einstellung im Internet erstellt der 
Intendant/die Intendantin der federführenden Landes-
rundfunkanstalt auf der Grundlage der Angebotsbe-
schreibung eine Vorlage an den Rundfunkrat der feder-
führenden Landesrundfunkanstalt zur Genehmigung. 
Die Vorlage wird zeitgleich an die/den ARD-Vor-
sitzende/n, die Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK) 
und den Programmbeirat Erstes Deutsches Fernsehen 
übermittelt.

(5) Der Rundfunkrat der federführenden Anstalt kann 
zur Entscheidungsbildung gutachterliche Beratung 
durch externe sachverständige Dritte auf Kosten der 
jeweiligen Landesrundfunkanstalt in Auftrag geben. Zu 
den marktlichen Auswirkungen eines Angebots hat der 
Rundfunkrat gutachterliche Beratung hinzuzuziehen. Er 
gibt den Namen des Gutachters im Internetangebot der 
federführenden Landesrundfunkanstalt bekannt. Der 
Gutachter kann weitere Auskünfte und Stellungnahmen 
einholen. Dem Gutachter sind die Stellungnahmen Drit-
ter vom Rundfunkrat zu übermitteln; ihm können Stel-
lungnahmen auch unmittelbar übersandt werden. Der 
Gutachter soll dem Rundfunkrat das Gutachten inner-
halb von zwei Monaten nach Beauftragung vorlegen. Im 
Rahmen des Gutachtens sind auch die Stellungnahmen 
Dritter zu berücksichtigen.

(6) Die/Der Vorsitzende des Rundfunkrats der federfüh-
renden Landesrundfunkanstalt leitet die Stellungnah-
men Dritter sowie das Gutachten an die Intendantin/den 
Intendanten der federführenden Landesrundfunkanstalt 
unverzüglich nach Eingang zur Kommentierung weiter. 
Die/Der Rundfunkratsvorsitzende der federführenden 
Landesrundfunkanstalt stellt alle für die Befassung 
erforderlichen Unterlagen unverzüglich zentral zugäng-
lich allen am Verfahren beteiligten Gremien zur Verfü-
gung. Absatz 3 Satz 5 bleibt unberührt.

(7) Die Genehmigungsvorlage einschließlich der Stel-
lungnahmen Dritter sowie der vom Rundfunkrat der 
federführenden Landesrundfunkanstalt in Auftrag gege-
benen Gutachten werden parallel durch den Rund-
funkrat der federführenden Anstalt sowie durch die 
GVK und den Programmbeirat Erstes Deutsches Fernse-
hen beraten.

(8) Die GVK koordiniert die möglichst zügige Beratung 
in den Gremien der Landesrundfunkanstalten gemäß 
§ 5 a ARD-Satzung. Auf der Grundlage der Beratungser-
gebnisse aus den Gremien der Landesrundfunkanstalten 
gibt die GVK eine Beschlussempfehlung an die Vorsit-
zende den Vorsitzenden des Rundfunkrats der federfüh-
renden Rundfunkanstalt ab. Die Beschlussempfehlung, 
die ihrerseits Anregungen und Fragen enthalten kann, 
leitet die GVK zugleich auch der/dem ARD-Vorsitzenden 
sowie dem Programmbeirat Erstes Deutsches Fernsehen 
zur Kenntnisnahme zu.

(9) Parallel berät der Programmbeirat Erstes Deutsches 
Fernsehen über die Genehmigungsvorlage und leitet 
seine Stellungnahme an den Rundfunkrat der federfüh-
renden Anstalt und an die GVK weiter.

(10) Der Rundfunkrat der federführenden Anstalt 
befasst sich vor seiner Entscheidung über das neue oder 
veränderte Angebot mit der Beschlussempfehlung der 
GVK und der Stellungnahme des Programmbeirats Ers-
tes Deutsches Fernsehen. Zudem berücksichtigt er die 
form- und fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen 
Dritter sowie von ihm in Auftrag gegebene Gutachten 
von externen Sachverständigen. Abänderungen des 
geplanten Angebots, die die Intendantin/der Intendant 
der federführenden Rundfunkanstalt aufgrund der Stel-
lungnahmen Dritter, aufgrund von Gutachtenergebnis-
sen oder aufgrund der eigenen Stellungnahme vornimmt, 
sind schriftlich zu dokumentieren. Soweit es zur Wah-
rung von Geschäftsgeheimnissen erforderlich ist, hat der 
Rundfunkrat der federführenden Anstalt die Öffentlich-
keit bei den entsprechenden Sitzungen auszuschließen. 
Die über die Geschäftsgeheimnisse Dritter informierten 
Gremienmitglieder sind auf ihre Verschwiegenheitsver-
pfl ichtung hinzuweisen.

(11) Die Entscheidung über die Aufnahme eines neuen 
oder veränderten Angebots trifft der Rundfunkrat der 
federführenden Landesrundfunkanstalt mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder, min-
destens der Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder. Die 
Entscheidung ist zu begründen. Die Entscheidungs-
gründe im Falle einer Genehmigung müssen unter 
Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen 
und eingeholten Gutachten darlegen, ob das neue oder 
veränderte Angebot dem Angebotskonzept entspricht 
und die Voraussetzungen des öffentlich-rechtlichen Auf-
trags erfüllt. Die federführende Landesrundfunkanstalt 
gibt das Ergebnis ihrer Prüfung einschließlich der einge-
holten Gutachten unter Wahrung von Geschäftsgeheim-
nissen auf ihrer Unternehmensseite bekannt.

(12) Das Verfahren zur Genehmigung des neuen oder 
veränderten Gemeinschaftsangebots soll – beginnend mit 
der Zuleitung der ausgearbeiteten Vorlage an den Rund-
funkrat der federführenden Landesrundfunkanstalt, die 
GVK und den Programmbeirat Erstes Deutsches Fernse-
hen – innerhalb von sechs Monaten abgeschlossen sein.

(13) Zur Sicherung und Stärkung ihrer Unabhängigkeit 
sind die zuständigen Gremien der Landesrundfunkan-
stalten für die Durchführung des Genehmigungsverfah-
rens mit den erforderlichen fi nanziellen und personellen 
Ressourcen auszustatten. Die jeweiligen Vorsitzenden 
des Rundfunkrats üben das fachliche Weisungsrecht 
gegenüber den für den Rundfunkrat tätigen Personen 
aus. Zudem ist im Rahmen der jährlichen Etatplanung 
und -zuweisung in den Landesrundfunkanstalten sicher-
zustellen, dass die Rundfunkräte der Landesrundfunk-
anstalten über angemessene eigene, getrennt ausgewie-
sene Haushaltsmittel zur Deckung der Personal- und 
Sachkosten für die Durchführung von Genehmigungs-
verfahren verfügen.

III.
Verfahren bei ARD/ZDF-Gemeinschaftsangeboten

(1) Bei ARD/ZDF-Gemeinschaftsangeboten, bei denen 
die Federführung bei der ARD liegt, gelten die Bestim-
mungen über das Genehmigungsverfahren für neue oder 
veränderte Angebote mit der Maßgabe, dass der ZDF-
Intendant entsprechend den Intendantinnen und Inten-
danten der nicht-federführenden ARD-Landesrundfunk-
anstalten sowie der ZDF-Fernsehrat entsprechend den 
Rundfunkräten der nicht-federführenden ARD-Landes-
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rundfunkanstalten, koordiniert durch die GVK, am Ver-
fahren beteiligt werden.

(2) Bei ARD/ZDF-Gemeinschaftsangeboten, bei denen 
die Federführung beim ZDF liegt, wird das Genehmi-
gungsverfahren für neue oder veränderte Angebote 
federführend vom ZDF durchgeführt, das im Rahmen 
seines Verfahrens die Intendantinnen und Intendanten 
der ARD-Landesrundfunkanstalten sowie die Rundfun-
kräte der ARD-Landesrundfunkanstalten und den Pro-
grammbeirat Deutsches Fernsehen, koordiniert durch 
die GVK, beteiligt. Für diese Beteiligung gelten ARD-
intern die Verfahrensbestimmungen unter den Ziffern I. 
und II. entsprechend.

IV.
Nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens

(1) Nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens hat die 
Intendantin/der Intendant der federführenden Anstalt 
vor der Veröffentlichung des genehmigten Angebots im 
Internet der für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde 
des Landes, in dem die federführende Rundfunkanstalt 
ihren Sitz hat, alle für die rechtsaufsichtliche Prüfung 
notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zu 
übermitteln.

(2) Nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens und 
nach Prüfung durch die für die Rechtsaufsicht zustän-
dige Behörde ist die Beschreibung des neuen oder verän-
derten Angebots im amtlichen Verkündungsblatt des 
Landes, in dem die federführende Landesrundfunkan-
stalt ihren Sitz hat, zu veröffentlichen.

Artikel 2
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Die Satzung wird gemäß § 25 Abs. 4 WDR-Gesetz 
bekannt gemacht.

Köln, den 3. April 2009

Monika  P i e l

Intendantin

– GV. NRW. 2009 S. 260

91

Verordnung
über die Erhebung von Gebühren für

Sondernutzungen an Bundesfernstraßen 
und Landesstraßen

(Sondernutzungsgebührenverordnung – 
SonGebVO)

Vom 15. April 2009

Aufgrund des § 8 Absatz 3 des Bundesfernstraßengeset-
zes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 
Juni 2007 (BGBl. I S. 1206) in Verbindung mit § 2 der 
Verordnung zur Durchführung des Bundesfernstraßen-
gesetzes vom 11. März 1975 (GV. NRW. S. 259), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 9. Januar 2007 (GV. 
NRW. S. 26), und aufgrund des § 19 a des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, S. 141, 
S. 296 und S. 355, ber. 2007 S. 327), zuletzt geändert 
durch Artikel 182 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 306), wird verordnet:

§ 1
Sondernutzungsgebühren

Für Sondernutzungen an Bundesfernstraßen und an 
Landesstraßen im Land Nordrhein-Westfalen – für Bun-

desstraßen und Landesstraßen mit Ausnahme der Orts-
durchfahrten – werden Gebühren nach dieser Verord-
nung erhoben.

§ 2
Bemessungsgrundsätze für Sondernutzungsgebühren

(1) Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach dem 
Gebührentarif für Sondernutzungen an Bundesfernstra-
ßen und Landesstraßen (Anlage). Soweit dieser Rahmen-
sätze vorsieht, ist die Sondernutzungsgebühr im Einzel-
fall zu bemessen nach

1.   Art und Ausmaß der Einwirkung auf die Straße und 
den Gemeingebrauch sowie

2.   den wirtschaftlichen Interessen des Gebührenschuld-
ners.

(2) Bei Sondernutzungen, für die Gebühren nach Jahren 
bemessen werden und die im Laufe eines Rechnungsjah-
res beginnen oder enden, wird für jeden angefangenen 
Monat ein Zwölftel der Jahresgebühr erhoben. Ist eine 
Gebühr nach Tagen, Wochen oder Monaten bemessen, 
wird die hierfür eingesetzte volle Gebühr auch dann 
erhoben, wenn die Sondernutzung nur während eines 
Teils des jeweiligen Zeitraumes ausgeübt wird.

§ 3
Festsetzung der Gebühren

Die Gebühren werden vom Landesbetrieb Straßenbau 
festgesetzt. In den Fällen der §§ 8 Absatz 6 und 8 a Ab-
satz 2 FStrG und der §§ 20 Abs. 3, 21 und 25 Ab sätze 1 
und 2 des StrWG NRW können Sondernutzungsgebüh-
ren auch durch Bescheide anderer Behörden festgesetzt 
werden.

§ 4
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind

1.   die Erlaubnisnehmerin/der Erlaubnisnehmer und ihre 
Rechtsnachfolger,

2.   wer die Sondernutzung ausübt oder in seinem Inter-
esse ausüben lässt.

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamt-
schuldner.

§ 5 
Entstehung, Fälligkeit und Festsetzungsfrist

(1) Die Gebühren entstehen bei erlaubter wie auch bei 
unbefugter Sondernutzung mit dem Beginn der Nutzung.

(2) Die Gebühren werden mit Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheides an den Gebührenschuldner fällig, wenn 
nicht die Behörde einen späteren Zeitpunkt bestimmt. 
Bei wiederkehrenden jährlichen Gebühren werden die 
folgenden Gebühren zum Ende des ersten Vierteljahres 
des jeweiligen Rechnungsjahres fällig.

(3) Die Frist zur Festsetzung der Gebühren beträgt vier 
Jahre.

§ 6
Gebührenfreiheit

(1) Von Gebühren sind befreit

1.   die Bundesrepublik Deutschland und die bundesun-
mittelbaren juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, deren Ausgaben ganz oder teilweise auf 
Grund gesetzlicher Verpfl ichtung aus dem Haushalt 
des Bundes getragen werden,

2.   das Land und die juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts, die nach dem Haushaltsplan des Landes 
für Rechnung des Landes verwaltet werden,

3.   die Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern die 
Amtshandlung nicht ihre wirtschaftlichen Unterneh-
men betrifft,

wenn sie nicht berechtigt sind, Dritte mit diesem Betrag 
zu belasten.
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(2) Sondernutzungen, die überwiegend im öffentlichen 
Interesse liegen, sind gebührenfrei.

§ 7
Erstattung

Wird die Sondernutzung aufgegeben oder die Erlaubnis 
oder Genehmigung widerrufen, so werden auf Antrag die 
im Voraus entrichteten Gebühren erstattet. Der Antrag 
ist innerhalb von drei Monaten nach Beendigung der 
Sondernutzung zu stellen. Beträge unter 30 Euro werden 
nicht erstattet.

§ 8
Ablösung

Bei unbefristeten Sondernutzungen können jährlich wie-
derkehrende Sondernutzungsgebühren durch die Zah-
lung eines einmaligen Betrages in 20facher Höhe des 
Jahresbeitrags abgelöst werden. Eine Erstattung nach 
§ 7 entfällt, es sei denn die Erlaubnis wird widerrufen 
oder es liegt ein vom Gebührenschuldner nicht zu vertre-
tender Härtefall vor.

§ 9
Übergangsbestimmung

Für Erlaubnisse oder Genehmigungen von Sondernut-
zungen, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilt 
worden sind, gilt die in der Erlaubnis oder Genehmigung 
festgelegte Gebühr fort. Soweit wiederkehrende Gebüh-
ren von dem Sondernutzungsgebührentarif dieser Ver-
ordnung abweichen, können sie mit der Maßgabe ange-
passt werden, dass die Gebühr ab dem 1. Januar 2010 
nach dem Sondernutzungsgebührentarif dieser Verord-
nung berechnet werden. Bei unbefugter Sondernutzung 
können die Gebühren nach dieser Verordnung auch 
rückwirkend erhoben werden.

§ 10
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2009 in Kraft und mit 
Ablauf des 30. April 2014 außer Kraft.

Düsseldorf, den 15. April 2009

Der Minister
für Bauen und Verkehr

des Landes Nordrhein-Westfalen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– Gebührentarif für Sondernutzungen 
an Bundesfernstraßen und Landesstraßen –

Reihenfolge der Darstellung: Tarifstelle/Gegenstand/Ge-
bühr 

1
Zufahrten oder Zugänge außerhalb der Ortsdurchfahr-
ten von Landesstraßen oder außerhalb der Erschlie-
ßungsbereiche der Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen

1.1
Zufahrten von land-, forstwirtschaftlichen Grundstü-
cken
gebührenfrei

1.2
Zufahrten von sonstigen nicht gewerblich bzw. nicht 
unternehmerisch genutzten Grundstücken sowie Gärtne-
reien, Gartenbau- und Baumschulbetrieben
jährliche Gebühr: 14 bis 349 Euro

1.3
Zufahrten von bebauten oder in der Bebauung befi ndli-
chen, für Wohnzwecke bestimmten Grundstücken, je 
Wohneinheit
jährliche Gebühr: 15 bis 67 Euro

1.4
Zufahrten von gewerblich genutzten Grundstücken, z. B. 
Tankstellen, Industriewerken, Lagerplätzen, Kiesgruben, 
Lehmgruben, Steinbrüchen, Gaststätten, Einkaufs- und 
Gartencentren sowie Gärtnereien, Gartenbau- und 
Baumschulbetrieben, soweit auf diesen der Verkauf der 
Produkte stattfi ndet; ferner für die Nutzung von Grund-
stücken, die der Ausübung freiberufl icher Tätigkeit die-
nen, wie z. B. Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten und ver-
gleichbare weitere Tätigkeiten
jährliche Gebühr: 70 bis 698 Euro

1.5
Zugänge entsprechend Nr. 1.4
jährliche Gebühr: 35 bis 349 Euro

2
Kreuzungen

2.1
Leitungen aller Art, soweit sie gewerblichen Zwecken 
dienen und durch sie der Gemeingebrauch beeinträchtigt 
wird, mit Ausnahme der Leitungen der öffentlichen Ver-
sorgung für Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser sowie 
öffentliche Abwasserleitungen jeweils mit den Hausan-
schlüssen
jährliche Gebühr: 140 Euro

2.1.1
bei Leitungsbündelungen von mehr als einer Leitung
jährliche Gebühr: 279 Euro

2.2
Schienenbahnen und Seilbahnen, die dem öffentlichen 
Verkehr dienen, einschließlich der Anschlussbahnen im 
Sinne des Kreuzungsgesetzes
gebührenfrei

2.3
Schienenbahnen und Seilbahnen, die nicht dem öffentli-
chen Verkehr dienen, mit Ausnahme der Anschlussbah-
nen im Sinne des Kreuzungsgesetzes

2.3.1
höhengleich

2.3.1.1
auf Dauer
jährliche Gebühr: 70 bis 349 Euro

2.3.1.2
vorübergehend
monatliche Gebühr: 35 bis 70 Euro

2.3.2
höhenfrei

2.3.2.1
auf Dauer
jährliche Gebühr: 70 Euro

2.3.2.2
vorübergehend
monatliche Gebühr: 35 bis 70 Euro

2.4
Förderbänder und Ähnliches einschließlich Masten, 
Schächte und dergleichen

2.4.1
auf Dauer
jährliche Gebühr: 70 Euro

2.4.2
vorübergehend
monatliche Gebühr: 35 Euro

2.5
Über- und Unterführungen privater Wege
jährliche Gebühr: 70 Euro

3
Längsverlegungen
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3.1
Leitungen aller Art, soweit sie gewerblichen Zwecken 
dienen und durch sie der Gemeingebrauch beeinträchtigt 
wird, mit Ausnahme der Leitungen der öffentlichen Ver-
sorgung für Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser sowie 
öffentliche Abwasserleitungen jeweils mit den Hausan-
schlüssen je angefangene Meter
jährliche Gebühr: 0,70 Euro

3.1.1
bei Leitungsbündelungen von mehr als einer Leitung je 
angefangene Meter
jährliche Gebühr: 1,40 Euro

3.2
Gleise je angefangene Meter
jährliche Gebühr: 0,70 Euro

3.3
Obusleitungen, einschließlich der Masten
gebührenfrei

3.4
Anlagen der Straßenbeleuchtung
gebührenfrei

4
Bauliche Anlagen (einschließlich Schilder, Pfosten, Mas-
ten und Ähnliches), soweit durch sie der Gemeinge-
brauch beeinträchtigt wird

4.1
Schilder (einschließlich Pfosten)

4.1.1
allgemein eingeführte Hinweisschilder auf Gottesdienste
gebührenfrei

4.1.2
allgemein eingeführte Hinweisschilder z. B. auf Unfall- 
und Kraftfahrzeughilfsdienste, Tankstellen, Gaststätten, 
Messen, Campingplätze
gebührenfrei

4.1.3
sonstige Hinweisschilder (außer gewerblicher Werbe-
schilder und Transparente)

4.1.3.1
auf Dauer
jährliche Gebühr: 14 Euro

4.1.3.2
vorübergehend
gebührenfrei

4.1.4
gewerbliche Werbeschilder und Transparente

4.1.4.1
auf Dauer
jährliche Gebühr: 70 Euro

4.1.4.2
vorübergehend
wöchentliche Gebühr: 7 Euro

4.2
Wartehallen
gebührenfrei

4.3
Milchbänke
gebührenfrei

4.4
Verladestellen, Anlagen zur Holzabfuhr, Waagen
jährliche Gebühr: 35 Euro

4.5
Vorübergehende Aufstellung von Gerüsten, Bauzäunen, 
Container, Maschinen, Geräten, Fahrzeugen, einschl. 
Hilfseinrichtungen (z. B. Zuleitungskabel), Lagerung von 
Material
wöchentliche Gebühr: 18 Euro

4.6
Vorübergehende Sondernutzung, soweit sie für wirt-
schaftliche oder gewerbemäßige Zwecke erfolgt
tägliche Gebühr: 35 bis 349 Euro

5
Besondere Veranstaltungen im Sinne der StVO, wenn 
durch sie der Gemeingebrauch beeinträchtigt werden 
kann

5.1
gewerbliche sportliche Veranstaltungen, Versuchsfahr-
ten, Dreharbeiten (z. B. Film, Fernsehen)
tägliche Gebühr: 83 bis 840 Euro

5.2
Werbeveranstaltungen und Ähnliches
tägliche Gebühr: 16 bis 168 Euro

5.3
Straßenhandel ohne bauliche Anlagen
tägliche Gebühr: 16 bis 168 Euro

– GV. NRW. 2009 S. 262

Einzelpreis dieser Nummer 2,70 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 33,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 67,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres-
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen mög-
lichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzu-
beugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.

Herausgeber: Landesregierung Nordrhein-Westfalen, Haroldstraße 5, 40213 Düsseldorf 
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf 

Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel, Düsseldorf und Mönchengladbach
ISSN 0177-5359


